
2. Ist im Licht der in der Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 
29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungs­
grundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft enthaltenen Regelung Art. 2 Abs. 2 Buchst. b 
dieser Richtlinie dahin auszulegen, dass den Mitgliedstaaten 
eine mittelbare Diskriminierung von Einzelnen aus Gründen 
ihrer ethnischen Herkunft verboten ist, soweit eine inner­
staatliche Regelung vorsieht, dass Vor- und Nachnamen von 
Personen anderer Herkunft oder Staatsangehörigkeit in Per­
sonenstandsurkunden unter Verwendung von lateinischen 
Buchstaben und ohne diakritische Zeichen, Ligaturen oder 
sonstige Veränderungen der Buchstaben des lateinischen Al­
phabets eingetragen werden müssen, die in verschiedenen 
Sprachen gebräuchlich sind? 

3. Sind Art. 18 Abs. 1 des Vertrags zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft, wonach jeder Unionsbürger das 
Recht hat, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, und Art. 12 Abs. 1 dieses 
Vertrags, der die Diskriminierung aus Gründen der Staats­
angehörigkeit verbietet, dahin auszulegen, dass sie es den 
Mitgliedstaaten verwehren, in einer innerstaatlichen Rege­
lung vorzusehen, dass Vor- und Nachnamen von Personen 
in Personenstandsurkunden nur unter Verwendung von 
Buchstaben der Landessprache eingetragen werden dürfen? 

4. Sind Art. 18 Abs. 1 des Vertrags zur Gründung der Euro­
päischen Gemeinschaft, wonach jeder Unionsbürger das 
Recht hat, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei 
zu bewegen und aufzuhalten, und Art. 12 Abs. 1 dieses 
Vertrags, der die Diskriminierung aus Gründen der Staats­
angehörigkeit verbietet, dahin auszulegen, dass sie es den 
Mitgliedstaaten verwehren, in einer innerstaatlichen Rege­
lung vorzusehen, dass Vor- und Nachnamen von Personen 
anderer Herkunft oder Staatsangehörigkeit in Personen­
standsurkunden unter Verwendung von lateinischen Buch­
staben und ohne diakritische Zeichen, Ligaturen oder sons­
tige Veränderungen der Buchstaben des lateinischen 
Alphabets eingetragen werden müssen, die in verschiedenen 
Sprachen gebräuchlich sind? 

( 1 ) ABl. L 180, S. 22. 

Vorabentscheidungsersuchen des Naczelny Sąd 
Administracyjny (Republik Polen), eingereicht am 13. 
Oktober 2009 — Oasis East sp. z o.o./Minister Finansów 

(Rechtssache C-395/09) 

(2009/C 312/34) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Oasis East sp. z o.o. 

Beklagter: Minister Finansów 

Vorlagefrage 

Berechtigt das Gemeinschaftsrecht (insbesondere Art. 17 Abs. 6 
der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 
1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteu­
ersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, 
jetzt Art. 176 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. 
November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem) 
einen Mitgliedstaat zur Anwendung nationaler Vorschriften, die 
das Recht des Steuerpflichtigen auf Minderung des Betrags der 
geschuldeten Steuer oder auf Erstattung der Differenz der ge­
schuldeten Steuer im Fall des Erwerbs einer Einfuhr von Dienst­
leistungen ausschließen, im Zusammenhang mit denen die Zah­
lung des Entgelts unmittelbar oder mittelbar an eine Person 
erfolgt, die ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder ihre Hauptverwal­
tung in einem der im nationalen Recht als sogenannte Steuer­
paradiese angeführten Gebiete oder Länder hat, wobei ein sol­
cher Ausschluss in dem Mitgliedstaat bereits in der Zeit vor der 
Mitgliedschaft in der Gemeinschaft angewandt wurde? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale ordinario di 
Bari (Italien), eingereicht am 12. Oktober 2009 — 
Interedil Srl in Liquidation/Fallimento Interedil Srl, Banca 

Intesa Gestione Crediti Spa 

(Rechtssache C-396/09) 

(2009/C 312/35) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunale ordinario di Bari 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Interedil Srl in Liquidation 

Beklagte: Fallimento Interedil Srl, Banca Intesa Gestione Crediti 
Spa 

Vorlagefragen 

1. Ist der Begriff „Mittelpunkt der hauptsächlichen Interessen 
des Schuldners“ im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Verordnung 
Nr. 1346/2000 ( 1 ) im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
oder dem nationalen Recht auszulegen und — falls die erste 
Alternative zu bejahen sein sollte — was besagt dieser Be­
griff und welches sind die entscheidenden Faktoren oder 
Elemente zur Bestimmung des „Mittelpunkts der hauptsäch­
lichen Interessen“?
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